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INTERVIEW

n „Wir beantworten die fiskalische Frage“
Dr. Martin Albrecht, IGES-Geschäftsführer zur Studie „Beamte in die GKV“

Berlin (opg) – Die Reaktionen ließen nicht lange 

auf sich warten, nachdem die Bertelsmann Stif-

tung ihre bei IGES in Auftrag gegebene Studie 

veröffentlichte. 60 Milliarden Euro würden den 

Leistungserbringern bis 2030 entzogen, wenn das 

Realität würde. Wir haben den Studienautor, Dr. 

Martin Albrecht, zum Redaktionsgespräch einge-

laden und nachgefragt. 

opg: Worum geht es bei der Studie? Um das „un-

gerechte“ duale Krankenversicherungssystem oder 

die zunehmenden Beihilfe-Kosten der öffentlichen 

Hand?

Albrecht: Es sind beide Punkte angesprochen. Die 

Bertelsmann Stiftung hat zusammen mit dem Ver-

braucherzentrale Bundesverband vor einigen Jahren 

einen „Zehn-Punkte-Plan zur integrierten Kranken-

versicherung“ veröffentlicht, mit dem ein schritt-

weises Vorgehen empfohlen wurde. Die Studie be-

zog sich dementsprechend auf eine Untersuchung 

zu den Selbstständigen und jetzt den Beihilfebe-

rechtigten. Eine zentrale Frage hierbei sind fiska-

lische Folgen. Hierauf konzentriert sich unsere Studie. Wir haben ein Szenario 

entworfen wie es sich aus Sicht der öffentlichen Haushalte darstellt. Das ist na-

türlich annahmelastig, aber solche Simulationsbetrachtungen sind auch zur Zeit 

der Rürup-Kommission vielfach angestellt worden. Die Studie ist nicht mehr und 

nicht weniger als ein Puzzleteil zu der komplexen Frage, ob und wie der Kranken-

versicherungsmarkt neu geordnet werden sollte, und bezieht sich allein auf die 

fiskalische Sicht einer GKV-Mitgliedschaft von Beamten. Alle anderen Aspekte 

haben wir nicht beleuchtet. 

opg: Sie rechnen vor, dass Bund und Länder in den nächsten 15 Jahren 60 Milliar-

den Euro weniger Kosten für die Krankenversorgung hätten, wenn Beamte in der 

GKV versichert wären. Was hält den Staat davon ab, diesen Schatz zu heben?

Zur Person

Dr. Martin Albrecht ist Ökonom und leitet am IGES 

Institut den Bereich Gesundheitspolitik. Schwer-

punkte seiner Arbeit: Finanzierung, Wettbewerb 

und Effizienz im Gesundheitssystem.

Als Mitarbeiter für den wissenschaftlichen Stab 

des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wurde er in 

die „Rürup-Kommission“ abgeordnet, die „Kom-

mission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung 

der Sozialen Sicherungssysteme“. 
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Albrecht: Die Prognose zielt auf 2030 – Voraussagen über so lange Zeiträume sind 

immer mit Unsicherheiten behaftet. Deshalb sollte man die Zahl nicht überbewer-

ten. Entscheidender als das Niveau ist die Richtung. 

Wir beantworten die Frage, ob es sich für öffentliche 

Haushalte finanziell lohnen würde, Beamte gesetzlich 

zu versichern. Es gibt vielfach Befürchtungen, dass es 

unterm Strich teurer würde. Für einige Träger gilt das 

zwar, aber im Gesamtergebnis wären die finanziellen 

Auswirkungen unter den getroffenen Annahmen po-

sitiv. Darüber hinaus gibt es viele rechtliche Aspekte 

oder Fragen nach der Kompensation wegfallender 

Einkünfte, über die letztendlich politisch zu entschei-

den ist. Unsere Studie beachtet nur einen – wenn auch 

wichtigen – Teilaspekt. 

opg: Wir haben es mit einer sehr akademischen und damit theorielastigen Debatte 

zu tun. Welchen Nutzwert haben diese und ähnliche Untersuchungen?

Albrecht: Sie sollen helfen, Folgen von Systemveränderungen besser beurteilen zu 

können. Diese Szenarienbetrachtung hat ihre Berechtigung und stößt Diskussionen 

an. Konkret ist sie unter anderem eine Hilfe für bestimmte Länder, die in der Frage 

abwägen. Wir haben beispielsweise auch berechnet, wann die fiskalische Vorteil-

haftigkeit in Abhängigkeit von der Altersstruktur der Beamtenschaft umschlagen 

könnte. Man kann unsere Annahmen durchaus diskutieren. Das bringt weiter. 

opg: Die über 70 Milliarden Euro Altersrückstellungen wecken Begehrlichkeiten. 

Die Portabilität bei Versicherungswechsel ist immer wieder ein Thema. Lässt sich 

diese Summe individuell zuordnen? 

Albrecht: Diese Summe kann nur eine 

sehr grobe Vorstellung von der tatsäch-

lichen Größenordnung vermitteln und 

kennzeichnet eher den oberen Rand. 

Ob Alterungsrückstellungen grund-

sätzlich individualisierbar sind, ist eine 

in Fachkreisen schon länger intensiv 

diskutierte Frage, bei der bestimmte 

Rechtsauffassungen mit ökonomischen 

Funktionalitätsbetrachtungen zusammen kommen. Die PKV sagt, nein: Alterungs-

rückstellungen seien immer nur über ein Versichertenkollektiv definiert und nicht 

individualisierbar. 
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opg: Und was glauben Sie?

Albrecht: Es gibt dazu diverse Modelle. Ich glaube, es ist nicht einfach, aber man 

bekäme eine Individualisierung hin. 

opg: Seit 15 Jahren wird über verschiedene Modelle der Bürgerversicherung  

diskutiert. Sie vermeiden diesen zum ideologischen Kampfbegriff gewordenen 

Terminus. Warum?

Albrecht: Das kommt noch aus den Zeiten der Rürup-Kommission. Damals sind 

die Modelle auf Kopfprämie und Bürgerversicherung verengt worden. In Wirklich-

keit wurden dort aber auch verschiedene Reformelemente vermischt. Eine Frage ist 

der Versichertenkreis, die andere lautet: Wie gestaltet sich die Beitragsbemessung? 

Das kann man getrennt voneinander betrachten. Es ist vorstellbar, dass man einen 

vollumfassenden Versichertenkreis wählt und das Ganze aber mit pauschalierten 

Versicherungsbeiträgen und einem steuerfinanzierten 

Sozialausgleich koppelt. Ist das dann eine Bürgerver-

sicherung? Aus Sicht der SPD bestimmt nicht. Man 

könnte es aber auch unter diesem Begriff laufen las-

sen. Um diese Verwirrung zu vermeiden, haben wir 

2006 mit der Hans-Böckler-Stiftung eine Studie mit 

Simulationsrechnungen erstellt und den Begriff „In-

tegrierte Krankenversicherung“ gewählt. Das ist der 

Hintergrund. 

opg: Was wissen wir über die Krankheitslast der rund 

2,7 Millionen Beamten, die dann in der GKV pflicht-

versichert wären? 

Albrecht: Wir können die Krankheitslast aus den Daten nicht direkt ablesen. Wir 

sehen die Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen. Dabei herausgekommen 

ist, dass berufstätige Beamte in der PKV öfter zum Arzt gehen – 2,35 Arztkontakte 

gegenüber 2,03 Arztkontakten im Quartal –, etwas seltener im Krankenhaus sind 

– 0,79 Tage zu 0,86 Tagen pro Jahr – und ein etwas höheres Durchschnittsalter 

haben – 45,7 gegenüber 42,8 Jahre – als Arbeitnehmer in der GKV. Daraus ergeben 

sich simulierte GKV-Leistungsausgaben, die höher sind, nämlich 2.679 Euro pro Jahr 

gegenüber 2.003 Euro pro Jahr. Beamte sind also aufgrund ihres Inanspruchnahme-

verhaltens teurer. 

opg: Was würden die Beamten zu einem Wechsel in die GKV sagen? 

Albrecht: Die haben wir nicht befragt. Aber da gibt es sicher kein homogenes Bild. 

Ein Beamter mit vielen Kindern könnte in der GKV Kosten sparen. Hinzu kommt 
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die Frage, welche Präferenz gegenüber dem Privatversicherungsstatus besteht. Wer 

davon ausgeht, dass ihm dies etwa einen schnelleren Zugang zum Arzt verschafft, 

dem würde das nicht so gut gefallen. Man muss unterschiedliche Dinge abwägen. 

opg: Welche leistungsrechtlichen Nachteile hätte ein Wechsel in die GKV?

Albrecht: Wie Sie wissen, ist der Versicherungsschutz – bezogen auf bestimmte 

Leistungsbereiche – in der PKV unterschiedlich und in der GKV weitestgehend 

gleich. In Teilbereichen können die Leistungsansprüche in der GKV sogar umfas-

sender sein, zum Beispiel bei Kuren oder psychotherapeutischen Leistungen. Im 

Kernbereich medizinischer Behandlung gibt es keine systematischen Unterschiede. 

opg: Das Skalpell ist bei jedem Patienten gleich scharf...

Albrecht: Ja, wenn Sie damit die medizinische Qualität meinen, 

stimme ich zu. 

opg: Budgets kennt die PKV nicht. Neue Arzneimittel werden des-

halb öfter verordnet... 

Albrecht: Was die Bewertung von neuen Arzneimitteln angeht, 

hat sich die PKV der GKV angeschlossen. Sie haben aber Recht, eine 

Studie des Wissenschaftlichen Instituts der PKV, WIP, zeigt, dass 

neue Arzneimittel mit hohem Zusatznutzen in der PKV etwas öfter 

verordnet werden. Es gibt aber keine Studie, die zeigt, dass privat 

Krankenversicherte medizinisch besser versorgt würden. Beide Sys-

teme haben ihre Vor- und Nachteile. 

opg: Die GKV würde von der neuen Kundschaft der Staatsdiener profitieren. Das 

Gesundheitssystem insgesamt wäre aber der Verlierer. Neueste Zahlen des WIP be-

ziffern den Mehrumsatz durch die Privatversicherten allein in der ambulanten Ver-

sorgung auf knapp 6 Milliarden Euro jährlich. Hält das System diesen Verlust aus?

Albrecht: Das ist eine wichtige Frage, auf die wir in der Studie auch hinweisen, weil 

sie zur Bewertung einer potenziellen Neuordnung wichtig ist. Diese Zahlen des WIP 

erscheinen regelmäßig und wir haben sie auch einbezogen. Was wir an fiskalischen 

Vorteilen errechnen, muss ja irgendwo herkommen, es handelt sich also um eine 

reine Umverteilung, würde vor allem den Leistungserbringern weggenommen. Ein 

ganz großer Teil von dem, was die öffentlichen Haushalte sparten, resultiert aus 

dem Umstand, dass die ambulante Versorgung der Beamten nicht mehr nach GOÄ 

honoriert würde, sondern nach dem GKV-Vergütungssystem. 

opg: Diese Umsatzeinbußen wären nicht einfach zu verkraften.
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Albrecht: Ja. Verlierer wären Ärzte und die Privaten Krankenversicherungen. 

Um auf Ihre eingangs gestellte Frage der Realisierung zurückzukommen: Das ist 

natürlich auch ein Grund, warum eine Umstellung nicht von einen auf den anderen 

Tag funktionieren kann. Dass eine Umstellung auch Verlierer erzeugen würde, ha-

ben wir in der Studie aber auch deutlich gemacht. Darüber hinaus enthält sie keine 

Handlungsempfehlungen.

opg: Wem helfen Ihre Rechenmodelle zur GKV-Versicherungspflicht für Beamte 

zum jetzigen Zeitpunkt? 

Albrecht: Das Modell hilft den Beihilfeträgern bei ihrer Verbeamtungspolitik und es 

hilft, ernsthafter über eine solche Umstellung nachzudenken. Die Schuldenbremse 

zwingt die öffentlichen Haushalte zukünftig solche Überlegungen anzustellen. Da 

beleuchtet diese Simulationsrechnung einen wichtigen Teilaspekt und liefert ein 

mögliches Szenario. Es schafft Argumentationsgrundlagen für eine Diskussion. 

opg: Wo stehen wir in der Systemfrage in 15 Jahren? Greifen wir wie bisher in 

schlechten Zeiten in den Instrumentenkasten der Kostendämpfung oder wird es 

intelligente Antworten geben?

Albrecht: Um diese Fragen der Finan-

zierung des Gesundheitssystems ist es 

– verglichen mit der Zeit der Rürup-Kom-

mission 2003 – relativ ruhig geworden, 

das stimmt schon. Die Diskussion ist sehr 

verhalten. Aber die Zeiten können sich 

sehr schnell ändern, wenn aktuelle Ge-

setzesänderungen sich in Kosten nieder-

schlagen und die wirtschaftliche Entwick-

lung nicht mehr so rosig ist. Dann sind 

wir ganz schnell an dem Punkt, wo diese 

Fragen wieder diskutiert werden. Ich denke, dass wir in 15 Jahren weiter sein werden.

opg: Woher nehmen Sie den Optimismus?

Albrecht: Die Rürup-Kommission hat auch vieles angestoßen, was ihr nicht unbe-

dingt zugeschrieben wird. Die Debatte wird mit wachsendem Finanzierungsdruck 

wieder stärker geführt werden. 

opg: Vielen Dank für das Gespräch. 

t  zurück zum Inhalt  E-Mail an die Redaktion  u
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